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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Rat einigt sich auf moderneren Rahmen für Zahlungsdienste in der EU 

Am 18. Juni 2025 haben die Vertreter der Mitgliedstaaten ("Ausschuss der 
Ständigen Vertreter" - AStV) den Standpunkt des Rates zur Verbesserung des 
Umfelds für Zahlungsdienste in der EU gebilligt. Die Aktualisierung zielt darauf ab, 
den Zahlungsbetrug zu verringern, technologische Innovation zu fördern, den 
Verbraucherschutz zu verbessern und die Gebührentransparenz zu erhöhen.  

Sobald die beiden gesetzgebenden Organe (der Rat und das Europäische 
Parlament) eine Einigung erzielt haben, wird aufbauend auf den Vorschlägen eine 
neue Verordnung über Zahlungsdienste erlassen und die bestehende Richtlinie 
über Zahlungsdienste (PSD2) geändert, um einen moderneren Rahmen in 
diesem Bereich zu schaffen. Im Fokus der Initiative stehen konket die folgenden 
Punkte: 

Betrugsbekämpfung im Zahlungsverkehr, Verbesserung des 
Verbraucherschutzes und der Transparenz 

Es soll ein umfassender Rahmen zur Betrugsbekämpfung geschaffen werden. 
Dies könnte dazu beitragen, immer häufiger auftretende neue Formen des 
Zahlungsbetrugs zu bekämpfen, wie z. B. den so genannten „Spoofing-Betrug“, 
bei dem sich ein Betrüger als Zahlungsdienstleister eines Kunden ausgibt, um 
Vertrauen zu gewinnen und den Nutzer dazu zu bringen, finanzielle 
Transaktionen durchzuführen. 

Unter anderem müssen Zahlungsdienstleister künftig betrugsrelevante 
Informationen untereinander austauschen und ein System einrichten, mit dem 
IBAN-Nummern mit dem Namen des entsprechenden Bankkontos abgeglichen 
werden können, bevor Geld auf dieses Konto überwiesen wird. 

Neue technologische Entwicklungen 

Die Vorschläge zielen unter anderem darauf ab, die EU-
Zahlungsdienstleistungslandschaft an neue und innovative Möglichkeiten der 
Zahlungsabwicklung anzupassen. Innovative sog. Zahlungsauslösedienstleister 
("Payment Initiation Service Provider") und Informationsdienstleister werden in 
der Lage sein, den Kunden nützlichere und modernere Zahlungsdienste 
anzubieten, da sie besseren Zugang zu allen erforderlichen 
Bankkontoinformationen haben. 

Fundstelle 

Rat der Europäischen Union, Pressemitteilung vom 18. Juni 2025. 

  

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2025/06/18/council-agrees-its-position-on-a-more-modern-payment-service-framework-in-the-eu/
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 19. Juni 2025 

 
 
Ausgleichszahlungen im Rahmen eines Zinsswaps können als 
Betriebsausgaben abzugsfähig sein, soweit mit diesem ein 
betriebliches Zinsänderungsrisiko abgesichert werden soll. 
Dies setzt voraus, dass das betriebliche Darlehen und das 
zinssichernde Swap-Geschäft inhaltlich hinreichend eng 
miteinander verknüpft sind. 
Zudem ist das Swap-Geschäft von vornherein als betriebliches 
Geschäft zu behandeln. Der Steuerpflichtige muss daher die 
Ausgleichszahlungen in der laufenden Buchhaltung als 
betrieblichen Aufwand abbilden. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 040/25. 
 
 
 
 
Ein im gerichtlichen Verfahren gestellter Auskunftsanspruch nach 
Art. 15 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) richtet sich 
nicht gegen den zur Entscheidung über den Rechtsstreit berufenen 
Spruchkörper, sondern gegen die Behördenleitung als 
Datenverantwortlichen im Sinne von Art. 4 Nr. 7 DSGVO. 
  
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Tilgungsbestimmung (§ 225 Abs. 1 AO) ist eine einseitige 
empfangsbedürftige Willenserklärung, die nach den Regeln der 
§§ 133, 157 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) auszulegen ist 
und auf die die Vorschriften der §§ 116 ff. BGB entsprechende 
Anwendung finden. Auch ein Dritter, der auf eine fremde 
Steuerschuld leistet (§ 48 Abs. 1 AO), gibt eine 
Tilgungsbestimmung im Sinne von § 225 Abs. 1 AO ab. Hat ein 
Dritter, der auf eine fremde Steuerschuld geleistet hat, seine 
Tilgungsbestimmung (§ 48 Abs. 1 i.V.m. § 225 Abs. 1 AO) wegen 
einer Drohung nach § 123 Abs. 1 Alt. 2 BGB wirksam angefochten, 
ist die Tilgungsbestimmung gemäß § 142 BGB als von Anfang an 
nichtig anzusehen. Dem Dritten kann in diesem Fall ein 
Erstattungsanspruch nach § 37 Abs. 2 Satz 1 und 2 AO zustehen. 
 
Zum Urteil 

Urteil VI R 11/22: 
Betriebsausgaben-
abzug von 
Ausgleichszahlungen 
im Rahmen eines 
Zinsswaps 
 
 
 
 
 
10. April 2025 

Beschluss IX B 19/25: 
Auskunftsanspruch 
nach Art. 15 DSGVO 
im finanzgerichtlichen 
Verfahren 
 
 
 
 
 

30. Mai 2025 
 

 

 Urteil X R 20/23: 
Leistung eines Dritten 
auf eine fremde 
Steuerschuld; 
Anfechtung einer 
Tilgungsbestimmung 
wegen Drohung 
 
 
 
 

19. März 2025 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520167/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/betriebsausgabenabzug-von-ausgleichszahlungen-im-rahmen-eines-zinsswaps/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520169/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520170/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil X R 6/22: Wohnungswirtschaftliche Verwendung im Sinne des § 92a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG; Tilgung eines Darlehens des Ehegatten 
2. April 2025 
Zum Urteil 
 
Beschluss XI R 39/20: Die Entscheidung wurde nachträglich zur amtlichen 
Veröffentlichung bestimmt; sie war seit dem 28.03.2024 als NV-
Entscheidung abrufbar - Mithilfe einer Pool-Finanzierung angeschaffte 
Investmentanteile; Abzug von Zinsaufwendungen bei nur mittelbarem 
Zusammenhang mit steuerfreien Einnahmen 
13. Dezember 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil X K 7/22: Überlange Dauer eines Kostenfestsetzungs- und 
Erinnerungsverfahrens 
06. November 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Statthafte Klageart und Klagefrist für die Geltendmachung eines 
Auskunftsanspruchs nach Art. 15 DSGVO 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass 
statthafte Klageart für die gerichtliche Geltendmachung eines gegen eine 
Behörde gerichteten Anspruchs aus Art. 15 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 1 i.V.m. Art. 
12 Abs. 5 Satz 1 DSGVO auf Zurverfügungstellung einer Kopie der verarbeiteten 
personenbezogenen Daten die Verpflichtungsklage gemäß § 40 Abs. 1 
Alternative 2 FGO ist. Er schließt sich damit der Auffassung des 
Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) an (vgl. Urteile vom 30.11.2022 6 C 10.21, 
Rz 14, und vom 16.09.2020 6 C 10.19, Rz 12). Damit gilt die in § 47 Abs. 1 FGO 
geregelte Klagefrist von einem Monat. 
Sachverhalt 
Im Urteilsfall hatte der Kläger erst nach Ablauf eines Jahres nach Ablehnung 
seines Antrags auf Auskunft nach Art. 15 Abs. 1 und 3 DSGVO durch das 
Finanzamt und damit gemäß § 55 Abs. 2 Satz 1, § 47 Abs. 1 der FGO – trotz 
fehlender Rechtsbehelfsbelehrung - verspätet Klage vor dem Finanzgericht 
erhoben. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH stellt nun klar, dass eine Klage auf Auskunft gemäß Art. 15 DSGVO 
nicht losgelöst von der in § 47 Abs. 1 FGO beziehungsweise in § 55 Abs. 2 Satz 1 
FGO geregelten Fristen erhoben werden kann. 
Weder aus der DSGVO noch aus den unionsrechtlichen Grundsätzen der 
Äquivalenz und Effektivität lässt sich ableiten, dass eine solche Klage „jederzeit“ 
möglich sein muss. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520172/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510125/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520168/
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Fundstelle 
BFH, Urteil vom 6. Mai 2025 (IX R 2/23), veröffentlicht am 12. Juni 2025, 
vgl. die Pressemitteilung 039/25. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
Angemessene Vergütungen an den Gesellschafter-Geschäftsführer einer 
Personengesellschaft sind bei der Lohnsumme (§ 13a ErbStG) zu 
berücksichtigen 
Das Finanzgericht Münster hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass bei der 
Ermittlung der maßgebenden jährlichen Lohnsummen (§ 13a Abs. 4 ErbStG) 
gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 ErbStG in der Fassung vom 22.12.2009 (a.F.) die an 
die Gesellschafter einer Personengesellschaft im Lohnsummenzeitraum 
gezahlten Vergütungen grundsätzlich einzubeziehen sind. 
Sachverhalt 
Die Klägerin (eine Kommanditgesellschaft) bestellte den beigeladenen 
Komplementär zum Geschäftsführer. Dieser erbte nachfolgend gemeinsam mit 
einer Miterbin weitere Anteile an der KG. 
Beide Erben erhielten aufgrund von Anstellungsverträgen im maßgeblichen 
Lohnsummenzeitraum angemessene Vergütungen für ihre Tätigkeit bei der KG. 
Der Beklagte berücksichtigte diese Vergütungen mit Hinweis auf die 
Erbschaftsteuerhinweise (nunmehr H E 13a.5 ErbStH 2020) bei der Lohnsumme 
nicht. 
Die Klägerin vertrat demgegenüber die Auffassung, dass die Vergütungen 
einzubeziehen seien und die Lohnsumme erhöhen. 
Richterliche Entscheidung 
Das Finanzgericht Münster hat der Klage stattgegeben. 
Bei der Ermittlung der maßgebenden jährlichen Lohnsummen seien die an die 
Gesellschafter im Lohnsummenzeitraum gezahlten Vergütungen einzubeziehen. 
Der gegenteiligen Auffassung der Finanzverwaltung in H E 13a.5 ErbStH 2020 
folgte das Gericht nicht. 
Zu den für die Lohnsumme maßgeblichen Vergütungen gehören nach Auffassung 
des Gerichts alle Vergütungen, die im maßgebenden Zeitraum an die 
Beschäftigten gezahlt werden, mithin alle Löhne und Gehälter unabhängig von 
ihrer ertragsteuerlichen Qualifikation. Die handelsrechtliche Behandlung als 
Aufwand sei maßgeblich. Auf die ertragsteuerliche Qualifikation (§ 19 EStG) 
komme es nicht an. 
Zwar sei der Wortlaut des § 13a Abs. 4 ErbStG a. F. nicht eindeutig. Jedenfalls 
aber lasse sich dem Wortlaut nicht entnehmen, dass die Begriffe „Löhne und 
Gehälter“ und „Lohn- und Gehaltslisten“ auf die Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit i. S. d. § 19 EStG Bezug nähmen. Andere Normen hingegen, 
beispielsweise § 31 Abs. 1 GewStG, würden Arbeitslöhne explizit als die 
Vergütungen i. S. d. § 19 Abs. 1 Nr. 1 EStG definieren und nähmen damit Bezug 
auf die ertragsteuerliche Qualifikation. 
Das Gericht griff deshalb auf zivilrechtliche Regelungen und Begrifflichkeiten 
zurück. § 275 Abs. 2 Nr. 6 HGB berücksichtige unter dem Bilanzposten „Löhne 
und Gehälter“ sämtliche Löhne und Gehälter. Solange die Vergütung in 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520164/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/statthafte-klageart-und-klagefrist-fuer-die-geltendmachung-eines-auskunftsanspruchs-nach-art-15-dsgvo/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/249412/deadline-to-file-an-appeal-for-provision-of-personal-data-under-article-15-gdpr/


6 

P122C4T1TB7#y1

ZUM SEMINAR 

Abgrenzung zu Gewinnanteilen dienst- oder arbeitsvertraglich vereinbart sei, 
könne dies deshalb auch für die Einbeziehung in die Lohnsumme ausreichen. 
Dieses Ergebnis entspreche auch den Gesetzesmaterialien, die eine Übernahme 
der Lohnsumme aus der Gewinn- und Verlustrechnung vorsahen. Überdies 
entspreche dieses Verständnis auch dem Sinn und Zweck der Norm, dem 
grundsätzlichen Erhalt des qualitativen und quantitativen 
Beschäftigungsvolumens. 
Fundstelle 
Finanzgericht Münster, Urteil vom 14. April 2025 (3 K 483/24 F), siehe den 
Newsletter Juni 2025 des Finanzgericht; die Revision ist beim BFH unter dem Az. 
II R 28/25 anhängig. 
 
 

Business Meldungen 
 
Notgeschäftsführerbestellung durch den Alleingesellschafter 
 
Das OLG Celle entschied mit Beschluss vom 10. März 2025 (Az. 9 W 22/25), 
dass die Bestellung eines Notgeschäftsführers auch dann nicht erforderlich ist, 
wenn der zuständige Aufsichtsrat nicht willens oder in der Lage ist, einen 
Geschäftsführer zu bestellen. In diesem Fall könne der Alleingesellschafter 
weiterhin die Bestellung eines Geschäftsführers vornehmen. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Steuern zum Frühstück 
Webcast, 03.07.2025 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/steuernzumfruehstueck
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/249475/notgeschaeftsfuehrerbestellung-durch-den-alleingesellschafter/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2025 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
 

 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
mailto:gabriele.nimmrichter@pwc.com
mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
http://www.pwc.com/structure

	Inhalt
	Redaktion

